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Vorwort 

Nach Bekannt werden der so genannten CDU-Spendenaffäre rückten die 
Vorschriften des Parteiengesetzes und hier insbesondere die Rechenschafts-
pflicht der Parteien und das Verwaltungsverfahren bei der Vergabe der staat-
lichen Mittel in den Mittelpunkt der öffentlichen Aufmerksamkeit. Im Rah-
men des Forschungsprojekts »Recht und Praxis der Parteienfinanzierung in 
der Bundesrepublik Deutschland« wurden am Institut für Kommunalrecht der 
Universität Osnabrück die einschlägigen Vorschriften des Parteiengesetzes 
einer kritischen Überprüfung unterzogen. Das Projekt, das unter der Leitung 
von Professor Dr. Jörn Ipsen stand, begann im Oktober 2000 und wurde von 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft gefördert. Es endete im Herbst 2002. 
Die vorliegende Arbeit ist eines der Ergebnisse des Forschungsprojekts.  

An dieser Stelle möchte ich besonders meinem Doktorvater Professor Dr. 
Jörn Ipsen danken. Professor Ipsen ermöglichte mir nicht nur, die vorliegende 
Arbeit im Rahmen des Forschungsprojektes zu verfassen. Er hat mir darüber 
hinaus auch viel Freiraum für meine wissenschaftliche Arbeit sowie mehrere 
Forschungsaufenthalte beim Deutschen Bundestag in Bonn und Berlin er-
möglicht. 

Mein Dank gebührt auch Professor Dr. Albrecht Weber für die Erstellung 
des Zweitgutachtens. 

Die meisten Informationen über die sich in der Praxis stellenden Probleme 
des Festsetzungsverfahrens erhielt ich in zahlreichen und ausführlichen Ge-
sprächen mit den Mitarbeitern des Referates Parteienfinanzierung beim Deut-
schen Bundestag, bei denen ich insgesamt fast vier Monate zu Gast sein durf-
te. Die Beschreibung des Verfahrensablaufs der Festsetzung ist zum größten 
Teil das Ergebnis eines ständigen »über die Schulter Schauens« bei der tägli-
chen Arbeit des Referats. Viele der in dieser Arbeit abgehandelten Fragestel-
lungen hätten sich mir ohne die Einblicke in die tatsächlichen praktischen 
Problemstellungen der Referatsarbeit überhaupt nicht erschlossen. Daher gilt 
mein Dank an dieser Stelle auch dem Leiter des Referats Parteienfinanzie-
rung des Deutschen Bundestages Dr. Johannes Becher und seinen Mitarbei-
tern. 
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Dank schulde ich auch meinen Freunden Florian Dälken, Sigrid Kraujuttis 
und Britta Tallen, die mir stets mit Rat und Tat und manch aufmunterndem 
Wort zur Seite standen. 

Nicht zuletzt danke ich auch meinen Eltern, ohne deren finanzielle, aber 
vor allem auch liebevolle Unterstützung ich diese Arbeit nicht hätte schreiben 
können. Ihnen ist diese Arbeit gewidmet. 
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